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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 25. Mai 2009 

zur Aufhebung der Richtlinie 83/515/EWG sowie 11 überholter Entscheidungen und Beschlüsse im 
Bereich der Gemeinsamen Fischereipolitik 

(2009/447/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37, Artikel 300 Absatz 
2 und Artikel 300 Absatz 3 Unterabsatz 1, 

gestützt auf die Beitrittsakte von 1985, insbesondere auf Arti­
kel 167 Absatz 3 und Artikel 354 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Ein wesentliches Element der Strategie zur Verbesserung 
der Rechtsetzung, der sich die Gemeinschaftsorgane ver­
pflichtet haben, ist eine größere Transparenz des Gemein­
schaftsrechts. In diesem Zusammenhang ist es angezeigt, 
Rechtsakte, die keinerlei Rechtswirkung mehr haben, aus 
dem aktiven Besitzstand zu entfernen. 

(2) Die nachstehende Richtlinie und die nachstehenden Ent­
scheidungen und Beschlüsse zur Gemeinsamen Fischerei­
politik sind zwar förmlich noch in Kraft, mittlerweile 
aber überholt: 

— Richtlinie 83/515/EWG des Rates vom 4. Oktober 
1983 über bestimmte Maßnahmen zur Anpassung 

der Fischereikapazitäten ( 1 ). Diese Richtlinie ist inzwi­
schen gegenstandslos, da die einschlägigen Bestim­
mungen hierfür in die Verordnung (EG) Nr. 
1198/2006 des Rates ( 2 ) übernommen wurden; 

— Entscheidung 89/631/EWG des Rates vom 27. No­
vember 1989 über einen finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft an den Ausgaben der Mitgliedstaaten 
zur Gewährleistung der Einhaltung der gemeinschaft­
lichen Regelung für die Erhaltung und Bewirtschaf­
tung der Fischereiressourcen ( 3 ). Diese Entscheidung 
ist inzwischen gegenstandslos, da sie sich auf die er­
stattungsfähigen Ausgaben der Mitgliedstaaten vom 
1. Januar 1991 bis 31. Dezember 1995 bezieht; 

— Entscheidung 94/117/EG des Rates vom 21. Februar 
1994 zur Festlegung der Mindestanforderung an 
Struktur und Ausrüstung von Kleinbetrieben, die Fi­
schereierzeugnisse in Griechenland vermarkten ( 4 ). 
Diese Entscheidung ist inzwischen gegenstandslos, 
da die Sachlage, auf die sie sich bezieht, nicht länger 
gegeben ist; 

— Entscheidung 94/317/EG des Rates vom 2. Juni 1994 
zur Ermächtigung des Königreichs Spanien, das Ab­
kommen mit der Republik Südafrika über die wech­
selseitigen Fischereibeziehungen bis zum 7. März 
1995 zu verlängern ( 5 ). Diese Entscheidung ist inzwi­
schen gegenstandslos, da sie sich auf einen abgelaufe­
nen Zeitraum bezieht;
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— Entscheidung 94/318/EG des Rates vom 2. Juni 1994 
zur Ermächtigung der Portugiesischen Republik, das 
Abkommen mit der Republik Südafrika über die 
wechselseitigen Fischereibeziehungen bis zum 
7. März 1995 zu verlängern ( 1 ). Diese Entscheidung 
ist inzwischen gegenstandslos, da sie sich auf einen 
abgelaufenen Zeitraum bezieht; 

— Entscheidung 1999/386/EG des Rates vom 7. Juni 
1999 über die vorläufige Anwendung des Überein­
kommens zum Internationalen Delfinschutzpro­
gramm durch die Europäische Gemeinschaft ( 2 ). Diese 
Entscheidung ist inzwischen gegenstandslos, da sie 
sich auf einen abgelaufenen Übergangszeitraum be­
zieht; 

— Beschluss 2001/179/EG des Rates vom 26. Februar 
2001 zur Festlegung der Modalitäten für die Gewäh­
rung einer Finanzierung im Fischereibereich an Gui­
nea-Bissau ( 3 ). Dieser Beschluss ist inzwischen gegen­
standslos, da er sich auf einen abgelaufenen Zeitraum 
bezieht; 

— Entscheidung 2001/382/EG des Rates vom 14. Mai 
2001 über eine finanzielle Beteiligung der Gemein­
schaft an den Ausgaben zur Durchführung bestimm­
ter Maßnahmen zur Bewirtschaftung weit wandernder 
Arten ( 4 ). Diese Entscheidung ist inzwischen gegen­
standslos, da sie sich auf einen abgelaufenen Zeitraum 
bezieht; 

— Entscheidung 2001/431/EG des Rates vom 28. Mai 
2001 über eine finanzielle Beteiligung der Gemein­
schaft an bestimmten Ausgaben der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Durchführung der Überwachungs-, 
Kontroll- und Beaufsichtigungsregelungen für die Ge­
meinsame Fischereipolitik ( 5 ). Diese Entscheidung ist 
inzwischen gegenstandslos, da sie sich auf erstat­
tungsfähige Ausgaben der Mitgliedstaaten vom 1. Ja­
nuar 2001 bis 31. Dezember 2003 und einen Sach­
verhalt bezieht, der abgeschlossen ist. Außerdem 
wurde eine neue Entscheidung des Rates 
2004/465/EG für die Ausgaben ab dem Jahr 2004 
angenommen ( 6 ); 

— Entscheidung 2004/662/EG des Rates vom 24. Sep­
tember 2004 zur Ermächtigung des Königreichs Spa­
nien, das Abkommen mit der Republik Südafrika 
über die wechselseitigen Fischereibeziehungen bis 
zum 7. März 2005 zu verlängern ( 7 ). Diese Entschei­
dung ist inzwischen gegenstandslos, da sie sich auf 
einen abgelaufenen Übergangszeitraum bezieht; 

— Beschluss 2004/890/EG des Rates vom 20. Dezember 
2004 über den Austritt der Europäischen Gemein­
schaft aus der Konvention über die Fischerei und 
den Schutz der lebenden Ressourcen in der Ostsee 
und den Belten ( 8 ). Dieser Beschluss ist inzwischen 
gegenstandslos, da der Austritt der Depositarregierung 
der Konvention notifiziert wurde; 

— Beschluss 2005/76/EG des Rates vom 22. November 
2004 über die Unterzeichnung für die Europäische 
Gemeinschaft und die vorläufige Anwendung des Ab­
kommens in Form eines Briefwechsels über die Ver­
längerung des Protokolls zur Festlegung der Fang­
möglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung 
nach dem Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Islamischen Bundes­
republik Komoren über die Fischerei vor der Küste 
der Komoren für die Zeit vom 28. Februar 2004 
bis zum 31. Dezember 2004 ( 9 ). Dieser Beschluss 
ist inzwischen gegenstandslos, da er sich auf einen 
abgelaufenen Zeitraum bezieht. 

(3) Aus Gründen der Rechtssicherheit und der Klarheit soll­
ten diese überholte Richtlinie sowie diese überholten Ent­
scheidungen und Beschlüsse aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Aufzuhebende Richtlinie, Entscheidungen und Beschlüsse 

Richtlinie 83/515/EWG, Entscheidung 89/631/EWG, Entschei­
dung 94/117/EG, Entscheidung 94/317/EG, Entscheidung 
94/318/EG, Beschluss 1999/386/EG, Beschluss 2001/179/EG, 
Entscheidung 2001/382/EG, Entscheidung 2001/431/EG, Ent­
scheidung 2004/662/EG, Beschluss 2004/890/EG und Beschluss 
2005/76/EG werden aufgehoben. 

Artikel 2 

Adressaten 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 25. Mai 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. ŠEBESTA
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